
ten abzurechnen, die Kosten trug der Staat. Die Rentenhöhe - und hier folgten die
Franzosen dem Kontrollratsprinzip - richtete sich nach den Kriterien der Unfallver¬
sicherung, allerdings auf der gegenüber den anderen Alliierten erhöhten Berech¬
nungsbasis eines fiktiven Jahresarbeitsverdienstes von 2 100 RM, wie Frankreich
dies in Berlin vertrat. 14 Renten wurden auch ab einer Erwerbsfähigkeitsminderung
von 25% vorgesehen, nicht wie in den US-Plänen ab 40% oder wie wenig später in
der sowjetischen Zone ab 66,6%. Für Witwen und für Kinder wurden wie in der
US-Zone und in der Unfallversicherung ein Fünftel der Rente des Verstorbenen
angesetzt, für zu 50% arbeitsunfähige Witwen und Witwen mit zwei Kindern bis 14
(bei Schulbesuch: bis 16) Jahre zwei Fünftel. Eigenes Einkommen wurde jedoch
schärfer als nach der bisherigen Praxis einbezogen: Kapitalerträge in voller Höhe,
sonstiges Einkommen von 50 bis 120 RM gestaffelt, darüber voll.
Dieser Plan war für die Betroffenen vorteilhafter als die Praxis in den anderen
Zonen, aber wesentlich ungünstiger als die Regelungen vor allem in Baden und in
Hessen-Pfalz zu dieser Zeit. Er blieb aber auch Projekt, im Unterschied zur Sozial¬
versicherung, wo die Franzosen in einem allerdings etwas weiter gediehenen Ent¬
scheidungsstadium des Kontrollrats im Frühjahr 1946 wesentliche Grundsätze selbst
verwirklicht hatten. In der Kriegsopferfrage tauchten die Grundzüge dieses Entwur¬
fes in den Verhandlungen mit den deutschen Stellen zwar immer wieder auf und
gewannen insofern Ende 1946 politische Relevanz. Trotz der noch verschärften
Verwirklichung in den anderen Westzonen 1947 oktroyierten die Franzosen sie
jedoch den deutschen Verwaltungen nicht auf, sondern ließen deren Planungen
weiterlaufen oder empfahlen sogar auf Landesebene in Rheinland-Pfalz eine bessere
Lösung. Erst als im Dezember 1947 im Arbeitsdirektorium des Kontrollrats ein
Kompromiß offiziell beschlossen war, band dies die Baden-Badener Stellen stärker,
und die Befolgung dieses Beschlusses führte zusammen mit den nach der Währungs¬
reform aufbrechenden Finanzproblemen zu einer Reihe von Konflikten mit den
deutschen Verwaltungen, die sich 1949 schließlich bis zu Rücktrittsdrohungen der
Regierungen von Koblenz und Tübingen steigerten.
Die Praxis der französischen Kriegsopferpolitik ist, anders als in der Sozialversiche¬
rung, daher vor allem auf Länderebene zu erfassen. Die in der Sozialversicherung
erkennbare Grundlinie, Kontrollratsplanungen weitgehender als in den anderen
Zonen zu beachten, ist auch in der Kriegsopferpolitik zu beobachten. Der Verlauf
der Kontrollratsplanungen ließ den Franzosen jedoch größeren Spielraum; daß sie
sich 1949 schließlich weiter als Briten und Amerikaner davon entfernten, lag neben
der geschilderten französischen Grundhaltung auch daran, daß die deutschen Land¬
tage und Regierungen in dieser Frage ein stärkeres Gewicht erhielten als in der
Bizone und die Militärregierung zu Zugeständnissen zwangen, welche Briten und
Amerikaner - und die Sowjets ohnehin - zu dieser Zeit verweigerten. Zu dieser Zeit
hatte die andere Grundkomponente der Kriegsopferpolitik: die französische Dezen¬
tralisierungspolitik, aber bereits zu drei verschiedenen Regimen in den drei Ländern
der Zone geführt.

Zur politischen und sozialen Bedeutung des fiktiven Jahresarbeitsverdienstes in der Kriegs¬
opferversorgungsdebatte s. oben S. 409.
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